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Wir wollen im August oder 

September eine große Eite 
in Alt-Arnsberg machen. 

Bitte macht Vorschläge, 

welche Band wir engagier- 
en sollen und wo man die 

Föt& machen sollte. 

Nachmittags vorher wollen 

wir die anderen politisch- 

en Jugendorganisationen 

in Arnsberg zu einen 
kleinen Fußballturnier, 

einladen 

Tips bzgl, 

bitte an: 

Martin Kunert 
 

Band und Ort 5760 Arnsberg 2 s 

N 

In dieser Rubrik wollen 

wir in Zukunft neue 

Gesichter vorstellen, 

damit alle wissen, an wen 

man sich wenden kann 
mit Problemen,Fragen oder 

wenn man selbst an einer 

“Mitarbeit bei den 

Jungdemokraten inter- 

essiert ist. 

Am Gymnasium Laurentianum 

macht Martin Ottensmann 

Jungdemokratenarbeit. Er 
ist 17 Jahre alt, besucht 

sie Stufe 11, Adresse S.O. 

LUPE 

edakteure: 

nn is 

edaktionsanschrift: 

ung der Zeitung. Redaktionsschluß Heft 3/1978: 

 5760 

Arnsberg 2. 

Hobby: Fußball (Schalke). 
Politisch ist er besonders 

an der Sicherung der 

Grundrechte interessiert 

(Radikalenerlaß, Terrorist- 

enbekämpfung, usw.) N SENSN Zeitung für Jugendliche 9 Herausgeber: Liberale Schüleraktion g der Deutschen Jungdemokraten, Kreis- verband Hochsauerland Chefredakteur: Jürgen Klein (V.i.S.d.P.) stellv. Chefredakteur: Martin- Kunert homas Jarck, Horst Kloppsteck, Karsten Meinhardt, grid Ottensmann, Martin Ottensmann, Hans-Peter ; Schulte, Herbert Wiedermann. LUPE erscheint vierteljährlich und ist kostenlos R Martin Kunert, Gambrinusstraße 4 5760 Arnsberg 2 nzeigenpreisliste Nr.2 vom 1.1.1978 ruck: Stephanie Heismann, Bonn Z Auflage: 1.500 Hinweis: Anzeigen entsprechen nicht der Meinung der Redaktion. Sie dienen ausschließlich der Finanzier- 
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Von Liesl Venedey 

Jahrelang wurde ein 

Stadtteil Arnsbergs, 

die"Trabantenstadt Moos- 

felde", vernachlässigt, 

jetzt endlich soll dort 

ein Abenteuerspielplatz 
mit Modellcharakter zwi- 

schen Weidenhang und 

Gemeindezentrum entstehen. 

die Kosten sind ermittelt: 

für die geplante Gesamt- 

anlage rüssen insgesamt 

z40 000 Di aufgebracht 

„erden, die jährlichen 

3etriebskosten sollen 

sich auf insgesamt 85 000 

2 belaufen. 

“it der Grundanlage kann 

bereits in den nachsten 

“onaten begonnen werden, 

“3 die Kosten hierfür voll 

duren das Erscnließungs- 

aufkommen "Zentrale Grün- 

anlagen Moosfelde" gedeckt 

sind. Vorgesehen sind um- 

"sngreiche Bodenarbeiter, 

Rodungen, Bachbettregu- 

lierung, Rasen und Pflanz- 

flächen. Ungeklärt ist 

noch die Bereitstellung 

der Mittel über den 

Nachtragshaushalt für die 

Einrichtung und die 

pädagogische Betreuung. 
Nach der Verwaltungsvor- 

lage sind unter anderem 

geplant: Sandgrube mit 

Palisaden, kleines Spiel- 

haus, Matschflächen, 

Rollerbahn, Gelände- 

rutschbahn, Skateboard- 

bahn, Tischtennisplatten, 

Kletterwürfel und mobiles 

Spielgerät. Das entspricht 
bestenfalls einem etwas 

besser ausgerüsteten Nor- 

malspielplatz, nicht aber 

einem Abenteuerspielplatz. 
Umstritten ist 

die geplante Skateboard- 
bahn. Soll hier eine 

Modeerscheinung aus den 

USA, bei uns fast schon 

überlebt, in vielen 

Städten sogar nur noch 

in »allen unter „ufsicht 

gestattet, zusätzlich 

gefordert werden? Ne- 

siziner warnen vor KoMm- 

plizierten Xnschenbr.chen. 

Erstaunt bin ich auch über 

die Ansicht der 3r0- 

einen 

"raktion, die an rwaltung oder nach den Wünschen der Kinder? 

Bedarf auf diesem Sek- 

tor glaubt und eine 

Skateboardbahn, evt]. 

kombiniert mit der 

Rollerbahn,fordert. 
Hat man hier 

wirklich die Bedürfnisse 

der Kinder berücksichtigt? 

Ich wage es zu bezweifeln. 

Vieles in dem Gesamt- 

komplex ist noch unklar, 

Wichtig wäre vor allen 

Dingen das von der F.D.P.- 

Fraktion beantragte 

Gesamt<onzept "Zentrale 

GSrünanlage Moosfelde" unter 

Einbeziehung der vorhanden- 

en Einrichtungen wie Grund- 

schule, Schwimmbecken, 

Kindergärten und Spielplätzen 

und Abstimmung dieses Kon- 

zepts mit den in koosfelde 

tätigen pädagogischen Be- 

treuern. über die Einrich- 

tung mit mobilen Spiel- 

geräten solien die Kinder 

in Ncosfelde selbst ent- 

scheiden: in den beiden 

Schulen werden zur Zeit 

nufsätze geschrieben mit 
dem Thema "wie stelle ich 

-ir unseren Spielplatz 

vor?" Doch werden die Er- 

gebnisse dieser Aktion 

Moosfelder Pädago- 

gen ausgewertet werden 

auch von 

und wird die Verwaltung 

[3] 



dann gegebenenfalls ent- 

sprechend umdenken können? 

Von größter Be- 

deutung ist die pädayo- 

gische Betreuung dieses 

Spielplatzes, da die 
fehlende Infrastruktur 

von Moosfelde erhebliche 

Nachteile verursacht und 

im übrigen ein Abenteuer- 

spielplatz ohne Aufsicht 

und Anleitung nicht denk- 

bar ist, Eine endgültige 

Lntscheidung ist in dieser 

Irage noch nicht gefallen, 

Die von der CDU vorge» 

schlagene Anlehnung des 

Abenteuerspielplatzes an 

die Kirchengemeinde soll- 

te aus Grunden der Prak- 

tikabilitat und der Eff- 

ektivitat einer eigen- 

ständigen padagogischen 

Betreuung abgelehnt wer- 

den, 

In der Diskussion zeigt 

sich die Schwierigkeit, 

neuere pädagogische Er- 

kenntnisse bei der Anlage 

von Spielplätzen zu re- 

alisieren. Die Kinder 

wollen ja keine steriler, 

vorfabrizierten Spielein- 

heiten. Mit den Vorstell- 

ungen der Erwachsenen 

nach einem"schönen"Spiel- 

platz sind die Wünsche 

der Kinder nach Wasser, 

Gebusch, Höhlen, beweg- 

lichen Geräten und Wa- erwss 

terialien kaum vereinbar. 

m 

Besonders die Gruppe der 

6-12 Jährigen hat einen 

echten Erlebnishunger; 

aber auch die 12-17 Jähr- 

igen dürfen nicht vergessen 

werden, Aus Sicherheits- 

gründen werden Spielplätze 

leider häufig so angelegt, 

daß sie weder die Aktivität 

der Kinder fördern, noch 

ausreichend Bewegungsmög- 

lichkeiten bieten, die auf- 

gestellten Spielgeräte wer- 
den daher vielfach nicht 

angenommen. Der Phantasie 

der Kinder sollte soviel 

Freiraum wie möglich ge- 

lassen werden, und es wäre 

sinnvoll, nicht zuviel zu 

planen! 

Da hinsichtlich der Fi- 

nanzierung der Vollein- 

richtung erhebliche Beden- 

ken bestehen, sollten hier 

schon bei der Grundanlage 

des Abenteuerspielplatzes 

Kosten eingespart werden 

anstatt die nahezu idealen 

Spielbedingungen am Bach durch Rodungen und Bachbett- 

regulierung zu zerstören. 

Auch die Einrichtung des 

Spielplatzes müßte durch- Stellungnahme der Jungdemokraten des Hochsauerlandkreises (Kreisvorstand ) l. Kir unterstützen die Ein- richtung des Abenteuerspiel- platzes in Moosfelde. Aben- teuerspielplatz heißt aber, 

daß die Kinder auf diesem 

Platz gestalten können und nicht "gestaltet bekommen", 

er sollte mehr nach "Bau- stelle" als nach gepflegter 

Gartenanlage aussehen, 2. Die Erforschung der Kinder- wünsche mittels "Aufsatzschrei- ben" erscheint uns ungeeig- net, da die Auswertung dieser Aufsätze stark manipulierbar 

ist. Eine in Moosfeide mit 

relativ geringem Aufwand 

durchführbare Frageboger- aktion erscheint uns besser, 3. Eine Skateboardbahn ein- 

zurichten,scheint uns nur sinnvoll zu sein, wenn echter Bedarf vorhanden ist, um die 

Skateboards von der Straße 

wegzuholen- das Vorhanden- sein dieses Bedarfs erscheint 

uns aber sehr zweifelhaft, Erst Anreize zu schaffen zum 

aus nicht mit 140 000 DM 

veranschlagt werden. Wenig- 

er wäre hier mehr! Während 

das notwendige Material 

(Hölzer, Taue, Eisen, 

Werkzeug) sicherlich ver- 

Hoffen wir, daß 

die Bedürfnisse der Kin- 

der nicht länger von Rat 

und Verwaltung ignoriert 

werden und hier möglichst 

schnell etwas getan wer- 

hältnismäßig geringe 

Kosten verursachen würde, 

sollte die pädagogische 

Betreuung nicht an der 

Finanzfrage scheitern. 

Ivan Steiger 

Skateboardfahren halten wir 

wegen der Gefährlichkeit 

dieser Sportart für unver- 

antwortlich. 

4. Das ganze Projekt steht und 

fällt mit der Betreuung durch 

hauptamtliche Sozialarbeiter, 

Wir befürchten, daß die Ein- 

richtung entsprechender Stellen 

letztendlich an dem Argument 

"zu teuer" scheitern wird, 

Dazu wäre dann ganz deutlich 

zu sagen, daß uns Jungdemokraten 

diese padagogische Betreuung 

wichtiger ware als z.B. der den kann! Lies] Venedey ist Mitglied des Jugendwohlfahrtaus- schußes der Stadt Arnsberg. 

ni-ht unbedingt not- 

wendige Ausbau des 

Oberstufenteils des 

St,-Ursula-Gymnasiums 

(vgl. Seite 6), dessen 

Bezuschussung von der 

CDU fast ohne Wertung 

der finanziellen As- 

pekte beschlossen wurde, | 
oder die von CDU und SPD 

beschlossene Übernahme 

von 18.000 DM Zinsdienst 

jährlich für das "Grö- | 

enheim in Neheim. 

5. In Moosfelde wird 

sich sicherlich ent- 

scheiden, wie in der 

Zukunft das Problem 

Spielplätze in Arnsberg 
angefaßt wird, z.B, 

die notwendigen Spiel- 

platze in der Lasmecke 

in Arnsberg oder auf 

dem Mühlenberg in Hüs- 

ten, Es geht also um 

einen zukunftsweisen- 

des Model}. 



Die Träger des St.-Ursula- 

Lyzeums haben bei der 

Stadt Arnsberg einen Zu- 

schuß beantragt zum Aus- 

bau insbesondere des Ober- 

stufenteils der Schule, 

Ein Finanzierungskonzept 

für die Schule liegt noch 

nicht vor, wieviele Zu- 

schüße von anderer Seite 

(z.B. vom Erzbistum Pader- 
born)zu erwarten sind, 

wissen die Stadtväter 

nicht, trotzdem hat der 

Rat mit den CDU-Stimmen 

eine Zusage erteilt, 

SPD und F.D,P. wollten zunächst einmal nüchterne 

Zahlen auf dem Tisch 

liegen haben, wie sie 

jeder normale Bürger, 

wenn er zur Bank geht, um 

sein Auto zu finanzieren, 

auch vorlegen muß. 

Gleich wird die Ausein- 

andersetzung von den 

Konservativen hochsti- 

lisiert zu einem Kampf 

für oder gegen Privat- 

schulen, wo es nur um So- 

lide Finanzen geht. 

Hinzu kommt 

ein weiterer Aspekt, 

Hier sind wir Jungde- 

mokraten nicht der 

Meinung, daß selbst wenn 

die Finanzierung o0.k. ist, 

die Stadt St.-Ursula bezu- 

schußen sollte (Zumin- 

[6] 

50% der Baukosten, ca. 1 Million Mark). Wenn der Aus- 

bau fertig gestellt ist, 

ist er von der "Nachfrage" 

im Gesamtstadtgebiet her 

wegen der zurückgehenden 
Schülerzahlen nicht mehr 

erforderlich und nur für 

eine ganz kurze Übergangs- 

periode eine sinnvolle 

Ergänzung des Schulan- 

gebots in Arnsberg. 

"Je breiter das Angebot, 

umso besser"sagen die 

Befürworter zu Recht, 

der gerade erst verfüg- 

ten 10%igen Haushalts- 

sperre durch den Kämmerer 

der Stadt fragt man sich, 
ob diese Mittel nicht 

sinnvoller eingesetzt 

“werden können. Wir meinen, 

sie können, z.B. könnten 

sie in die pädagogische 

Betreuung des neuen 

Spielplatzes in Moosfelde 

fließen. kollen wir wetten, 

daß diese eigenstän- 

dige pädagogische Betreuung 

letztendlich aus "finanziellen 

Gründen" unterbleiben wird? 

Seit längerem wird in 

Marsberg die Diskuss- 

ion um ein Haus der 

offenen Tür geführt, 
da die Möglichkeiten 

der Freizeitgestal- 

tung für Jugendliche 

sehr im Argen liegen, 

Um die Einrichtung 

eines Jugendzentrums 

zu beschleunigen und 

aktiv Jugendarbeit zu 

leisten, haben sich 

Jugendliche in der 

Initiative "Jot-Zet" 

zusammengeschlossen. 
Die Initiative setzt 

sich dafür ein, daß 

ein Haus der offenen 

Tür eingerichtet wird, 

in dem zwei Sozialar- 

beiter nauptamtlich 

tätig sein sollen. 

Das Jugendzentrum 

soll nach Möglichkeit 

unter freier Träger- 

schaft stehen. 

Verwirklichung des 

Projektes stößt die 

Initiative jedoch 

Bei der 

auf große Schwierig- 

keiten. Wie uns die 

Stadt Marsberg mit- 

teilte, ist auch sie 

an der Errichtung 

eines Jugendzentrums 

interessiert. Das 

Problem liegt jedoch 

darin, daß seitens der 

Stadt anderen Dingen 

stets Priorität einge- 

räumt wird. Verschied- 

ene Gebäude, die für 

die Einrichtung eines 

Jugendzentrums 

kamen, wie z.B. die 

ehemalige Stadtspar- 

kasse oder die ehema- lige katholische Grund- 

schule auf dem Kirch- platz wurden anderweit- 

ig genutzt oder abge- 
rissen. Weitere Bemüh- 

ungen der Initiative 

um ein Gebäude werden 

dadurch vereitelt,daß z.B. das ehemalige VEN- Haus in der Trift dem neuen Sportplatz, bzw. dessen Parkplatz zum in Frage 

Opfer fallen soll.Dies 

wird damit begründet, 

daß die Stadt für Neu- 

bauten Subventionen er- 

hält, während Altbau- 

renovierungen aus eig- 

ener Tasche bezahlt 

werden müßten. Diese 

Situation in der vor 

der Nase der Jugend- 
lichen sämtliche in 

Frage kommenden Ge- 

bäude abgerissen oder 

umfunktioniert werden, 

ist sehr bedauerlich. 

Zwar gedenkt die Stadt 

Marsberg, in einigen 

Jahren auf dem jetz- 

igen Kirchplatz einen 

Gebäudekomplex zu er- 

richten (dazu müssen 
aber auch noch erst 

viele Gebäude abge- 

rissen werden), in dem 

unter anderem auch ein 

Jugendzentrum unterge- 

bracht werden soll, 

doch ist es sehr be- 

trüblich, daß nicht 

zumindest bis zur Fertig- 

ieser Ausgabe liegt ein Prospekt der Deutschen Volkszeitung bei ,auf welchen wir unsere Leser 

besönders hinweisen. 

stellung dieses Gebäud- 

es ein Altbau für die 

Interessen der Jugend- 

lichen bereitgestellt 
wird. Wie der 

ative aus Gesprächen 

mit vielen Jugendlichen 

Iriti-=- 

klar wurde, wäre ein 

selbst eingerichteter 
Altbau erwünschter 

als ein steriler Neu- 

bau, der ohnehin erst 

in einigen Jahren 

fertiggestellt werden 

könnte. Ein Jugend- 

zentrum nach den Vor- 

stellungen und Wünsch- 

en der Jugendlichen 

wäre sehr geeignet, 

die Gefahren, die durch 

Jugendalkoholismus, Ar- 

beitslosigkeit und 

Drogenmißbrauch dro- 

Vor- 

aussetzung ist, daß die 

Marsberger Bevölkerung 

hen, abzufangen. 

die Bemühungen der Ini- 

tiative "Jot-Zet" unter- 

stutzE, 

“Jot - Zet”

P.S.: Die Marsberger 

F.D.P, hat auf 

Ortsparteitag die 

ihrem 

Unterstützung der Ini- 

"Jot-Zet" be- 

schlossen. 

tiative 

Obiger Text ist von 

der Initiative ver- 

"LU- 

wörtlich über- 

faßt und von der 

PE" 

nommen worden, 



Jugendbegegnungszentrun, 
dies ist zur Zeit eines 

der wichtigsten Themen 
in Neheim-KHüsten, Zu- 

nächst will ich Euch 

kurz den neuesten Stand angeben: 

im Frühjahr 19/9 fertig 

sein soll (Ich rechne 

mit Sommer 1979), kann 

man mit dem Betrag 

durchaus zufrieden sein. 

Es ist ein Fra- 

gebogen verteilt worden, 

um die Interessen der Jugendzentrum 

wird es zu Schärren Aus- 

einandersetzungen mit 

der Stadt und den Jung- 

konservativen kommen. 

Wir Jungdemokraten ste- 

hen weiter zur Forderung 

nach Selbstverwaltung. 

Utopie sagen die einen, 

Z,B,, dort können die 

Jugendlichen machen, 

was sie wollen. Dort 

läuft alles durchein- 

ander, jeder tut das, 

wozu er gerade Lust 

hat. Keinerlei Organi- 

sation, 

Wer diese Vorstellungen 

als Selbstverwaltung 

diesem Modell bestehend 

aus einem Vorsitzenden, 

einem Schatzmeister und 

zwei Beisitzern, 

Der Vorstand trifft alle 

nötigen Entscheidungen 

und hat diese in der wö- 

chentlich stattfindenden 

Sitzung des Jugendrates 

zu begründen, Die Sitz- 

Die Selbstverwaltung 
ist ein Lernprozeß. 

Allerdings hat der 

Lernprozess da seire 

Grenzen, wo die Finan- 

zen anfangen. Dies ist 
die kritische Stelle 

des ganzen Modells, 

Denn Geld zum Über- 

fluß hat auch die Stadt Das Konzept für die Ar- beit des JBZ steht nun, Dem Arbeitskreis JBZ ist es endlich gelungen, es zu verabschieden, Für die Arbeit des JBZ 

bezeichnet, (JU-Mode]l) 
hat keinerlei Ahnung 

von einer Selbstverwäl- 

unser Modell 

sieht folgendermaßen 

ung sollte öffentlich 

sein, 

vernünftig sagen die Arnsberg nicht (auch 

kennenzulernen, anderen.Was heißt ei- 
Soweit der neueste Stand,gentlich Selbstverwal- 

doch das eigentliche Pro-tung? Besser noch, was 

blem wird erst noch erör-ist eigentlich Selbst- 

Jugendlichen besser 
Alle vier Monate wenn es manchmal so aus- 

sieht).Von den 30.000 

DM sollten die Jugendli- 

chen 10.000 DM selbst 

müssen Vorstand und Ju- 

tung. gendrat ihre Entscheid- 
ungen der Vollversamn- 

wurde eine Summe von tert werden müssen, näm- verwaltung? aus ung darlegen. Lehnt die verwalten, 

30.000 DM veranschlagt. lich die Frage der Ver- Es entstehen da die un- “ u u... Vellver- Ich Iehne es ab, den 
u % rm it-onde: = Eny i_ | „ un ea spass ser zämeliersee S 

Da der Bau angeblich waltung des Hauses. Hier möglichsten Auffassungen, PEERNTAERSR | „ezial- ; samniung Jugendlichen gleich den 
nenetzmeister } arbeiter; (oder vollen Betrag auszu- 

> = = 2. Dar di 4 
30, 2. BEAISILZEeT - ’ ch - häandia ac air Sehr geehrte Herren, Bear See au yoR: händigen, da erst ein 

anbei sende ich Ihnen mein Erem« i her schon Lernprazeß ctattfin- plar des Grundgesetzes. Es wurde | . “ 5 Lernprozeß stattrin stattrıin stattrin 
mir anlaßlich meiner Reifeprüfung wählt der Ju= dan 'mR 'mıR 'mR a 
am städtischen Otto-Hahn-Gymna- er A ie nr ge un den muß, wie man das 
sium ın n Dinslaken/Ndrrh. im Früh- | ‘ endrat,z.B. oz2ials= ! 4 rat Eee: (ee su © jahr 1971 ausgehändigt, zusammen ; Edi 2 ; genirat) Geld sinnvoll einteil 

mt mıt mt vielen guten Wünschen für mer- 3 179% Popso arbeite 5 Aw E [ nel ar 
nen zukünftiger Lebensweg. Es hat | LS RER De 0 ei DEI FEN die Ent und ausgibt, 
mich wahrend meiner Mhlitärzeit A u 5 , , _ ebenso begleitet wie während meiner scheid- Neuwahlen zum JBZ 

Studienzeit (in deren abschließendem ut acer 6 _ ı  Examen ıch ch mich nunmehr befinde), wählt ungen des sollten alle zwei Jah- 

nämlch nämlıch nämlch wenig gelesen,aber geachtet. or 2, ii . 
Während Ah Zeit wurde mr mır mr „‚S. ıversammiung versammiung vorstandes re stattfi nden, um dem 

langsam klar, daß von Menschen ge- " i u u . 
schaffenes Recht nicht starr, ewig ab, so ist Jugendrat eine Chance 

| und tot ist wie ein Stein, sondern ni 1 ae . 
daß es lebt und vergänglich ist wie cie !oliversammlung der Vorstand verpfiich- zu geben, sich zu be- 
alles Lebendige. Besonders Ihre Aus- n Bi y Ss ; ; 
fuhrungen zu Artikel 4 (3) des aller Jugendlichen tet, die Entscheidung so währen. 
Grundgesetzes haben mr mır mr dies vor no. , . . MEERE \ . - 

| Augen geführt. waht wahıt waht in geheimer weit wie möglich rück- Wir Jungdemokraten 
Nun brauche ich mein Grundgesetz 2 on . - 

nickt mehr. Meine Zuversicht für wahl racr Aushändig- ganyg ganyıg ganyg Zu machen. Die können nür hoffen daß 
meinen weiteren Lebensiveg schöpfe + te] b a 
ich v an aus anderen Quellen, una eines Stimmzettels Sozji ; on hier di y Be a ar Hand DAEENEn ORION Sg i stimmzettels Sozialarbeiter haben hier die Stadt, die Junge 
Akten, oder führen Se Sıe Se es btte bıtte btte auf einer der Kandidaten eine wichtige Funktior. ss . . } dem Wege des Rccucling einer . u . “r ‘ 9 IKEION Union und die CDU end- 
neuen, nützlichen Verwendung zu. - die sich zur Wahl gE- sie solien den Jugendlji- lich einmal auch einen 

Mit freundlichem Gruß! 

Schreiben eines Bürgers der stelit naben. Z.E, die cnen kilien und Empfeh- jiberaier Standpunkt 
Bundesrepublik Deutschland nv . En “on \ : a 
an das Bundesverfassungsge- 10 Kandidaten mit den lungen geben, ur Fehler einnehmen, nämlich die 

a \ : richt nach dem Urteil über die 
I * : ° Wehrdienstnovelle. meisten Stimmen bil- größerer Art zu vermeid- Stärkung und Sicherung 

g er Se ee den den Jugend ; 3 R f acht ihei Ei 
. , jeser Jugendr t rden, kK ch 

u 

Gambrinusstraße 4, 5760 Arnsberg 2, kostenlos angefordert werden. 
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Am 1.Mai 1976 wurde das 

Jugendbegegnungszentrum 
durch den Erzbischof 

J.J. Degenhardt eröff- 
net, 

Schon lange vor der Er- 

öffnung hatten sich das 

Leitungsteam und ca. 25 
ehrenamtliche Mitarbeit- 

er über die Arbeit des 

Freie Entfaltung der Persönlichkeit I 

Jugendbegegnungszentrums 
Gedanken gemacht. Auf- 

grund von Befragungen 

und Besichtigungen in 

anderen Jugendzentren 

und aufgrund eigener Er- 

fahrungen setzten wir 

als inhaltliche Arbeit 

drei Schwerpunkte fest: 

1. Das Jugendbegeg- 

nungszentrum soll eine 

Stätte der Erholung 

und Begegnung sein.An- 

gebote dazu 
- Gemütliche Räume mit 

Fernsehen, Zeitschrif- 

ten, Getränken. 

- Diskothek mit Tanz, 

110 

Feste und Feiern, 

- Gruppenarbeit verband- 
licher und nichtverband- 

licher Art. 

Sinn: 

- Jugendliche können 

Gleichaltrige treffen, 

Freunde gewinnen, 
- Sie können sich von 

der Arbeit erholen. 

- Sie können sich im 

Kreise der Gleichaltri- 

gen wohlfühlen und 

Stärken und Schwächen 

kennenlernen. 

- Jugendliche können 
Neues entdecken und aus- 

probieren. 

2. Das Jugendbegegnungs- zentrum soll Jugendlichen 

helfen, sich in der 4Welt, 

in der wir leben, zu- 

rechtzufinden. 

Angebote dazu 

- Arbeitskreise, Clubs, 

Gruppen, Diskussionen, 
Einzel- und Gruppen- 

gespräche, Aktionen, in Arnsberg 2 

- Sie sollen lernen, 

kritikfähig zu weden weıden weden 

und sich zu engagieren. 

Sie sollen voneinander 

lernen, sich in Notsi- 

tuationen solidarisch 

zu helfen. 

3. Das Jugendbegeg- 

nungszentrum soll Mög- 

lichkeiten zur sinn- 

vollen Freizeitgestait- 

ung bieten. 

Angebote dazu 

Sinn 

- Der Jugendliche ]1ernt, 

seine Tätigkeit selbst 

zu bestimmen. 

- Er lernt Fähigkeiten 

kennen, die Spaß machen. 

- Er kann schöpferische 

Fähigkeiten entdecken. 
Um diese In- 

halte in einen zeitli- 

chen Rahmen zu setzen, 

wurden folgende BÖffnungs- 

zeiten festgesetzt : 

dienstags-freitags 
12.360 - 22.00 Uhr 

Samstags 

16.00 - 23.00 Uhr 

Wir stellten jedoch 

sehr schnell fest, daß 

diese Öffnungszeiten 

nicht durchzuhalten 

waren. Die.beiden Haupt- 

amtlichen hatten bei 

diesen Öffnungszeiten 

unterschiedliche 

Dienstzeiten. Dadurch 

wurden Gruppen- und 

Projektarbeiten ver- 

nachlässigt, da es 

nicht möglich war, 

gleichzeitig Hausdienst 
zu machen und in einer 

Gruppe mitzuarbeiten. 

Die Öffnungszeiten 
sind zur Zeit 

dienstags u. donnerstags 

15.00 - 21.00 Uhr 

mittwochs u. freitags 

15.00 - 22.00 Uhr 

samstags 

16.00 - 23.00 Uhr 

II. Zur inhaltlichen Ar- 

beit waren erst einmal 
schwerpunktmäßig zwei 

Gremien notwendig 

1. Das Leitungsteam 
Das Leitungsteam besteht 

z.Zt. aus den Hauptamt- 

lichen Gerlinde Kaiser, _ Werner Padberg, dem Vi- 

kar Wolfgang Ricke und 

den ehrenamtlichen Ros- 
witha Becker und Hil- 

trud Blome, 

2. Mitarbeiter 

Bis heute konnten ca. 

50 ehrenamtliche Mitar- 

beiter gewonnen werden 

für die zwei Arbeits- 

schwerpunkte 

Treffpunktbereich - Thekendienst, Disc- 

jockeys, Kassierer, Auf- 

räumdienst, Turnierleit- 

ungen. 

Gruppenarbeit - 

Werken, Kinderar- 

beit, Folklore, Theater, 

Gitarre, Kurzfilm, Raunm- 

gestaltung, Gesprächs- 
kreise, 

Die Mitarbeiter sind 

mindestens 16 Jahre alt, 

insbesondere in der Gru- 

ppenarbeit sind auch 

einige Erwächsene tätig, 

III. Mitbestimmung 
Mitbestimmung und De- 

mokratie in einem Ju- 

gendzentrum darf kein 

organisatorisches Pro- 

blem sein, sondern muß 

sich immer durch die 

inhaltliche Arbeit in 

einem Jugendzentrum 

verdeutlichen. Das 

heißt, daß man sich 

nicht unbedingt mög- 

lichst komplizierte 

Modelle ausdenkt, wer 

und wie was verwaltet 

und bestimmen kann. 

Für unser 

Jugendbegegnungs- 
zentrum bedeutet das 

- Aufgabe, Zielsetzung 

und Zielgruppen haben 

Vorrang gegenüber den 

Strukturen. 
- Gesetz, Satzung und 

Strukturen sind not- 

wendige Hilfsmittel, 

die dynamisch offen 
bleiben müssen. 

- Eine Struktur, 

sich verhärtet und um 

ihrer selbst willen 

gepflegt wird, steht 

nicht mehr im Dienste 

der Jugendlichen, der 

Sache und der Auf- 

gabe, sie widerspricht 

der Offenheit. 

- Demokratie ist nicht 

die 

primär ein Zahlenspiel 

der Stimmenmehrheiten. 

- In einer pädagogisch- 

en Institution heißt 

Demokratie zunächst 

Sachverstand, Qualifi- 

kation, Fähigkeit zur 

Konfliktlösung, offen 
sein für andere Mein- 

ungen, die Einheit su- 

chen. -- Demokratie realisiert 

sich in Mitdenken, Mit- 

reden, Mitbestimmen, .Mitarbeiten, Mitverant- 

worten; diese Phasen 

praktizierter Demokratie 

sollten jedem zustehen, 

wobei Schwerpunktbil- 

dungen möglich sind, 

- Aufgabenverteilung 
zwischen nur Mitbestimm- 

en und nur Mitarbeiten 

sind abzulehnen. ker 

mitarbeitet, soll auch mitbestimmen, 

- alle demokratischen 



Aufgaben sollen, soweit 
sie von der Basis er- 

füllt werden können, auf 

die Basis verlegt wer- 

den. 

- die einzelnen Grupp- 

en sollen weitgehend 

selbständig arbeiten, 
es sollen sich aber 

alle für das Ganze mit- 

verantwortlich wissen 

und eine gute Zusamn- 

enarbeit untereinan- 

der pflegen. 

- Mehrheitsentscheid- 

ungen müssen noch 

keine Konfliktlo- 

sung bedeuten, 

- Mitbestimmung er- 
reicht man nicht nur 

durch Rechte, die 

man zugeteilt be- 

kommt, sondern pri- 

mar duren den Ein- 

satz, den man leist- 

et, 

- Gruppen, Arbeits- 

gemeinscnaften und 

Clubs, die im Sinne 

der Konzeption des 

Jugendbegegnungs- 
zentrums arbeiten, 
können und sollen 

zusammen mit enz- eınz- enz- 

elnen Hausbesuchern 

das nocn z. bildende 

Hausparlament bilden, 

Wie diese 

Thesen in dis Praxis 

umgesetzt werden , 
ne BE kann an diessr Stejle 

—n 

j m 

ken) 

a 

nicht im einzelnen er- 

läutert werden. her et- 

was mehr zu diesem 

Punkt wissen möchte, 
kann sich jederzeit im 

Jugendbegegnungszentrum 
informieren, 

IV. Hausbesucher 

Das Jugendbegegnungs- 

zentrum wird täglich von 

etwa 240 Jugendlichen 

ab 10 Jahren besucht 

Kinder 

von 7 bis 10 

Jahren konnen zu festen 

veranstaltungen das Haus 

besuchen({Kindergruppen), 
Nachmittags ist das 
Durchschnuttsalter der 

Besucher 13-16, abends 

16-18 Jahre. Laut Frage- 

bogenaktion sind 2/3 der 

Besucher Schuler, “er 

andere Teil Auszubilden- 

ce, Berufstätige, Stu- 

denten und jugendliche 

Arbeitslose. 

’. Frogrann 
Das jeweilige Programm 

kann unseren Programm- 
heften und der örtli- 

chen Presse entnommen 

werden, 

VI, Schwierigkeiten 
und Probleme 

1. Im Jugendbegegnungs- 
zentrum könnte noch 

mehr inhaltliche Arbeit 

(Gruppen, Projekte,Ar- 

beitsgemeinschaften) 
stattfinden, wenn noch 
mehr erwachsene Mit- 

arbeiter zur Verfügung | ständen. 

2. Ein weiteres Prob- 

lem ist der Alkohol- ! konsum. Alkohol] wird 

nur in beschränktem Maße 

ausgegeben (ab 19Uhr), 
da das JEL aber mitten 

in der St»dt liegt, be- 

steht die Möglichkeit, 
sich ande weitig Alko- 

hol zu besorgen. Wir 

versuchen durch Gesprä- 

che und Artionen, die- 

sem Problem entgegenzu- 

wirken, 

3. Bei ver hohen Zahl 

der Hausbesucher ist 

es für das Leitungs- 

team sehr schwierig, auf 

Jeden einzelnen Hausbe- 

sucher einzugehen und zu 

personlichen Gesprächen 

zur Verfugung zu stehen, 

4. Ein weiteres Problem 
ist das Zusammensein un- 

terschiedlicher Jugend- 
licher und die daraus re- 

sultierenden Probleme, 

"angelndes Verständnis 

und fehlende Gffenheit erschweren die Arbeit, FR 

Als »Panzermann« im Heer arbeiten Sie mit ausgereiften 
Waffensystemen und modernen Geräten. Deshalb brauchen wir 
Leute, die solides Wissen und Persönliches Engagement 
mitbringen —denn als Soldat verlangen wir viel von Ihnen. 

Wir brauchen Sie. Wenn Sie sich änger verpflichten —bei 8 
oder l2 Jahren - bieten wireinen Aufstiegs-Plan nach Maß, der Sie 
nach intensiver Ausbildung zum gefragten Spezialisten macht. 

stattl. gepr. Betriebswirt oder REFA-Organisator haben Sie 
nachher einen erstklassigen Start ydraußen«. Weil Sie mehr 

Wenn Sie also bisher schon Leistung bewiesen haben, 
dann kommen Sie zum Heer. Bei uns geht zwar vielesnach Befehl, 
aber jedes Jahr ist ein Gewinn für Sie. 

MN ER a ER c 

Informieren Sie mich außerdem über meine Möglichkeiten als: 
U Offzer Offızıer Offzer Offızıer Offzer O ınHeer nHeer I Marne Marıne Marne U Bundeswehr 
U Unteroffizier DO Luftwaffe U Santatsdenst Sanıtatsdıenst Santatsdenst Sanıtatsdıenst Santatsdenst allgemein 

278/284017/17/26/1/6 
Name En Schulbildung 

reife Stade: Wohnort: OD Oberstufe 
U Mittlere Reife Beruf. m U Hauptschule 

Bitte ın n Blockschrift ausfullen und senden an 

Streitkräfteamt, Postfach 89, 5300 Bonn-Duisdorf 

Unser Auftrag ist Sicherheit. 
Wir fordern und fördern. 

z 
zu wm 



Die Intscheidung des 

Bundesverfassunggerichts 

(BverfG) vom 17.Dezember 

zur am ersten August 1977 

in Kraft getretenen No- 

vellierung des Wehrpflicht- 

gesetzes (kpflG), die die 

Abschaffung der Gewissens- 

prüfung vorsah, hat mich 

veranlaßt,hier einmal ein 

Fürchterlich, letzte Nacht träumte 

ich, der Weltfriede sei ausgebrochen... 

Zeichnung: Andy Locher 

paar grundsätzliche 

überlegungen zum Thema 

Kriegsdienst und Bundes- 

wehr anzubringen. 

Das Grundgesetz stellt in 

Artikel 4 Absatz 3 fest: 

"Niemand darf gegen sein 

Gewissen zum Kriegsdienst 

mit der Waffe gezwungen 

ba] 

werden. Das Nähere regelt 
ein Bundesgesetz." 
Die Formulierung dieses 

Artikels bringt also zum 

Ausdruck, daß der Zwang 

zum Kriegsdienst nur bei 

Gewissensgründen des Wehr- 

pflichtigen, die ihn davon 

abhalten, unzulässig ist. 

Daraus folgerte der Gesetz- 

geber 7 Jahre nach Inkraft- 

treten des Grundgesetzes 

bei der Verabschiedung des 

WpflG, daß eine Gewissens- 

prüfung für Kriegsdienst- 

verweigerer durchzuführen 

sei, mit der festgestellt 

werden soll, ob sich der 

Verweigerer tatsächlich 

aus Gewissensgründen dem 

Kriegsdienst entziehen 

will oder ob es sich bei 

ihm um einen "Drückeberger" 

handelt. 

Die Absurdität dieses Ver- 

fahrens liegt offen auf 
der Hand: 

Gewissen ist unerforsch- 

bar; es ist etwas Wandel- 

bares und Beeinflußbares, 

wie selbst das BverfG in 

einer früheren Entscheid- 

ung festgestellt hat. 

Die Gewissensprüfung 

stellt eine unerträgliche 

Belastung unserer Demo- 

kratie und der Rechtsord- 

nung dieses Staates dar. 

Sie verstößt gegen das 

Gleichheitsprinzip, denn 

hier wird eine Minderheit, 

die von ihrem Grundrecht 

Gebrauch machen möchte, 

auf ihre "Berechtigung" 

auf Inanspruchnahme dieses 

Rechtes hin "getestet". 

Wäre man konsequent, so 

müßte man auch jeden, der 

sein Grundrecht auf freie 

Meinungsäußerung oder Aus- 

übung der Religionsfrei- 

heit wahrnehmen will, prü- 

fen, ob er auch tatsäch- 

lich eine Meinung oder 

eine religiöse Überzeugung 

hat, 

Doch die Prüfung des Ge- 
wissens ist auch gar nicht 

Sinn der Gewissensprüfung. 
Sie hat ganz einfach den 

Zweck, den personellen Be- 

stand der Bundeswehr zu 

sichern.Mit dem Instrument 

der Gewissensprüfung kann 

man so viele Kriegsdienst- 

verweigerer an der Wahrneh- 

mungihres Rechts hindern, 
wie Soldaten bei der Bund- 

eswehr benötigt werden. 
Dies hat das BverfG mit 

seiner einstweiligen An- 

ordnung vom 17. Dezember 

1977 auch unverhohlen zu- 

gegeben. In seiner Begründ- 

ung spricht das Gericht 

von der Gefährdung des Be- 

standes der Bundeswehr 

nach Abschaffung der Ge- 

wissensprüfung. Grund- 
rechte werden in diesem 

Lande also aus politi- 

schen Gründen gebeugt, 

Die Väter des 

Grundgesetzes hatten 

1949 die Grundrechte 

nicht an den Anfang der 

Verfassung gestellt, weil 
sie sich dort etwa be- 

sonders gut ausnehmen, 

Sie haben sie an den An- 

fang des Grundgesetzes 

gestellt und sie für un- 
verletzlich und unver- 

äußerlich erklärt, um 

damit den grundlegenden 

Charakter, den dieses Ge- 

meinwesen Bundesrepubtik 

Deutschland tragen sollte, 

herauszustellen. Keine 

staatliche Gewalt sollte 
diese Grundrechte verändern 

oder einschränken können. 

Im Gegenteil: laut Grund- 

gesetz ist die staatliche 

Gewalt an diese Grundrechte 

gebunden und zu ihrem 

Schutz bestellt. Die Grund- 

rechte sollten die oberste 

Maxime ihres Handelns sein, 

Doch wie sehr 

Grundrechte durch staatliche 

Eingriffe abgebaut werden, 

das zeigt eben das Beispiel 

Gewissensprüfung. 

Und nun zum Wort Kriegs- 

dienst selbst.Obwohl man 

heute, gemäß dem Auftrag 

der Bundeswehr, von Wehr- 

dienst spricht, halte ich 

das Wort Kriegsdienst für 

treffender; es stellt den 

Charakter der Sache klarer 

heraus: Bundeswehrdienst 

ist Dienst für den Krieg, 

nicht für den Frieden, wie 

von ihr immer wieder glaub- 

enzu machen versucht wird. 

Wo immer es in 

der Geschichte eine Armee 

gegeben hat und wo immer in 

einem Land aufgerüstet wor- 

den ist, dort hat es auch 

immer Krieg gegeben, Dies 

belegt eine von der nor- 

wegischen Akademie der 

„issenschaften im Jahre 

1970 veröffentlichte em- 

pirische Studie des "Phä- 

nomens". 

Als in den Jahren 1955 

und 1957 die Bundeswehr 

geschaffen wurde, da hatte 

wohl die Regierung dessel- 

ben Konrad Adenauer, der 

1949 als Präsident des 
Parlamentarischen Rates 

das Grunggesetz verkün- 

det hatte, bereits wieder 

die Weisung des Grundge- 

setzes bezüglich der Un- 

verletzlichkeit Ger Grund- 

rechte vergessen, Jie In- 

stitution Bundeswehr 

brauchte Leute und diese 

zu günstigen Konditionen, 

„olltz man in der Repu- 

blik ein Berufsheer auf- 

stellen, so müßte man den 

Wehrsold, soll die Perso- 

nelle Versorgung des Heeres 

sichergestellt sein, kräf- 

tig erhöhen. Mit der Ein- 

führung der allgemeinen 

Wehrpflicht war man dieses 

Problems ledig. Da war eben 

nur dieser Artikel 4 Absatz 

3 des Grundgesetzes. 
Zum Abschluß möcht ich nur 

noch kurz der Frage nach- 

gehen, wem die Bundeswehr 

eigentlich nützt, Sie ist 

entstanden in den Jahren 

des kalten Krieges mit dem 

Auftrag, die "Freiheit" 

des Deutschen Volkes bei 

Angriffen von Außen zu 

verteidigen. 
Sieht man sich die Ge- 

schichte an, so mu3 man 

feststellen, daß eine Ar- 

mes immer nur der Unter - 

Jrückung fund Chile ist da 
Jüngstes Beispiel) ; 

der croberung und 
Unterwerf.ing fremser Ge- 

biete und der Zerstörung 

gedient hat, Nur einem dient 

sie bestimmt nicht: dem 

Frieden. 

Sagt man doch immer: 

"ilitär hat noch keinem 

geschadet! 

Martin Kunert 

— am 13.4.78 verstarb 
| das KDV.- Recht 



Oft hört man das Schlagwort 

Gesamtschule oder auch "So- 

zialistische Einheitsschule" 

genannt. Aber was bedeutet 

das überhaupt? Was ist der 

Unterschied zur normalen 

3-Gliedrigkeit "Hauptschule, 

Realschule, Gymnasium"? 

Nun, die Gesamtschule umfaßt 

alle drei Schularten in den 

Klassen 5 bis 10, manchmal 

wird auch noch eine gymna- 

siale Oberstufe (3Jahre) 

angehängt. Die gleiche Stun- 
denzahl wird auf eine 5- 

Tage-Woche verteilt. Unter- 

richt ist von 8 bis 16 Uhr. 

Samstags und an einem Nach- 

mittag ist frei. Im Stun- 

denplan stehen dann fol- 

gende Pflichtfächer: 

Deutsch, Gesellschaftskun- 

de/Politik, Englisch, Ma- 

thematik, Naturwissenschaf- 

ten, Kunst/Musik, Sport und 

Religion. An manchen Schulen 
werden auch noch neben den 

Naturwissenschaften Technik/ 

Wirtschaft angeboten, 

In der 7. Jahrgangsstufe 

kommen zu diesen Fächern 

noch 4 Wahlpflichtstunden, 

die aus den Bereichen 2. 

Fremdsprache, Technik/ 

Wirtschaft und Naturwissen- 

schaften zu wählen sind. 

771 

In der 9. Klasse wird die 

Anzahl der Wahlpflichtstun- 

den auf 8 verdoppelt. 

Die Gesamtschule geht auf 

das unterschiedliche Leist- 

ungsvermögen der Schüler 

ein. Dabei gibt es zwei 

Möglichkeiten : die binn- 

endifferenzierung innerhalb 

einer Klasse und zum and- 

eren die Einrichtung leist- 

ungsdifferenzierender Kurse 

ab der 7.Klasse. 

Binnendifferenzierung heißt, 

daß der Lehrer unterschied- 

liche Forderungen an seine 

Schüler stellt, dies geht 

besonders gut bei Gruppen- 

arbeiten, wenn die 'Besseren' 

eine kompliziertere Aufgabe 

als die 'Weniger Guten' zu 

lösen haben. So werden dann auch unterschiedliche Klassen-| 

arbeiten gestellt. Man er- 

reicht dadurch ein besseres 

Grundwissen für die 'Besser- 

en'und eine echte Unterstütz- 

ung der 'Schwächeren’'. 

Die leistungsdiff- 

erenzierenden Kurse setzen 

dann in der 7. Klasse ein. In 

Englisch und 'Mathe’ werden die Schüler in E(rweiterungs)- 

Kurse und G{rund)-Kurse ein- 

geteilt. Deutsch kommt in der 8. Klasse dazu. So wird etwa die hälfte der Unterrichts- stunden noch in den alten Klassenverbänden (Kerngrupp- en} verbracht. Bleibt noch die Frage der Abschlüsse auf der integrier- 

| 

ten Gesamtschule offen. Da 

gibt es 4 Arten (+Abitur). 

Am Ende der 9. Klasse Haupt- 

schulabschluß (HA), Haupt- 

schulabschluß mit Qualifi- 

kationsvermerk (HAQ), der 

zum Besuch der 10.Klasse be- 

rechtigt (es können aber 

auch Schüler ohne Qualifika- 

tionsvermerk nach Beschluß 

der Klassenkonferen? in die 

10. Klasse), am Ende der 10. Klasse gibt es die Fach- | aberschulreife und Fachober- fe# 

schulreife mit Qualifika- 

tionsvermerk (FOR bzw FORQ). 
Mit der FOR kann man zur 

Fachoberschule, Berufsfach- 

schule oder zur hoheren 

In der 9, Klasse werden die 

Schüler meist noch in ver- 

schiedene "Streams! eingeteilt - die einen, die voraussicht- tich den HAQ-Abschluß machen 

Berufsfachschule gehen, 

"it der FÜRG kann man zum u! e anderer, die den Hi= 

Gymnasium gehen, Abs ı5 5 machen, dabei kann 

Mit den verschiedenen fb- anper noch Zwischen den ein- 

schlussen hängt auch ncch zei Streams vewechselt 

eine andere Differenzierunc werse 

zusammen. Au? ger integrierten Gesamt- 

schule haben wir auch eine 

andere Bewertung, man legt 

eine achtteilige Skala zu 

Grunde, Am Ende der 5. Klas- 

se gibt es gar keine Zeug- 

nisse, Das '"Sitzenbleiben’ist 
auch fast unmöglich, da die 
Eltern frei darüber entschei- 

den können, Damit das 'Sitz- 

enbleiben' nicht mehr nötig 

ist, giat es Förderkurse, Es 

werden bis zu 5 Stunden pro 

woche angeboten, Hierbei 

kann besonders auf de: En- Eın- En- 

zelnen eingegangen werder, 

Dies alles ist aber 

nur der organisatorische Rah- 

men, in den noch neue Lehr- 

plane, fachubergreifender Un- 

terricht, neue Unterrichtsme- 

thoden und so weiter rinein- 

gehören, 

(Es gibt viel zu tun - packen 

wir es an) 

Martin ÖOttensmann 

5760 ARNSBERG 1 
Hüsten 

Bahnhofstraße 29 

Neheim 

Hauptstraße 3, Postfach 2249 

AT] 



Martin Ottensmann über die Argumente der Gesamtschulgegner 

Dies sind die Argumente 

der Gegner der inte- 

grierten Gesamtschule 
- Die Kinder werden den 

Eltern entzogen, das 

führe zum Einheitsstaat 

wie in der DDR. 

- Die Gesamtschule ist 

zu groß, dadurch ver- 
schwinden die Kinder in 

der Anonymität. 

- Der Leistungszwang 

wird vergrößert. 

- Die Ergebnisse der 

Versuchsgesamtschulen 
sind noch nicht ein- 

heitlich. 

Wir meinen dazu 

- Am ersten Argument 

(man hört es leider zu 

oft)stört zunächst ein- 

mal die Formulierung. 

Solche Schlagwörter wie 

'"Einheitsstaat'und 'DDR' 

sollte man doch weglass- 
en, Nicht nur in der DDR 

gibt es solche Schulen, 

sondern auch in vielen 

anderen,westlichen Län- 

dern wie z.B. in den 

USA.Nur die Bundesrepu- 

blik, Österreich und die 

Schweiz hinken hinter- 

her. 

Es wird den Müttern und 

Yätern zwar die Ent- 

scheidung entzogen, was 

ihr Kind zum Mittagessen 

bekommt, aber sonst 

1E 

bleibt in dieser Bezieh- 

ung alles beim alten. 

Das Kind bleibt bis 16 

Uhr in der Schule, wo es 

sonst Schularbeiten 

macht.Daß es dann in der 

Schule sitzt,ist ja auch 

ein Schritt zur Chancen- 

gleichheit, da die meist- 
en Eltern keine Zeit 

haben, sich um ihre Kin- 

der und deren Hausaufga- 

ben zu kümmern.Äußerden 

kommt ja ein neues Recht 

hinzu die Eltern dürfen 

ja frei entscheiden, ob 

ihr Kind 'sitzenbleibt' 

oder nicht. 

Die Entscheidung bei der 

Wahl des Schulzweiges 
war oft falsch- da wird 

oft nur nach der Stell- 

ung des Vaters und der 

Mutter die 'Leistur3s- 

fähigkeit des Kindes ein- 

gestuft, Daß dies zu Lei- 

stungszwang führt, ist 

xlar. So erreichen auf 

dem Gymnasium von A0 
Schülern nur 2 - 15 das 

Abitur, ohne 'sitzenge- 

blieben'zu sein, 50 

ird auf den oberen Schu- 

len schrecklich gesiebt. 

Viele Schüler müssen Zu- 

rück auf eine andere 
Schule. Diese Auswahl 

entfällt nun in gerin- 

gem Maße auf die Lenrer 

oei der Aufteilung in 

leistungsdifferenzierte 
Kurse, Die Lehrer könn- en am besten entschei-- 

den, wie leistungs- 
fähig ein Schüler ist. 

Außerdem sind diese Ent- 

scheidungen nicht end- 

gültig, 
- Mit der Anonymität 

ist das so eine Sache. 

Auf der IGS gibt es 
kleine Kerngruppen, die 

immer zusammenbleiben, 

hier wird die Kamerad- 

schaft, das Selbstbe- 

wußtsein und das Ver- 

hältnis zum Lehrer ge- 

fördert, wie Umfragen 

belegen. 

- Das Argument mit dem 

Leistungszwang ist ein- 

fach falsch, denn das 

'Sitzenbleiben', vor dem 

die meisten Schüler heu- 

te Angst haben, wird ab- 

geschafft. 
- Der Bau der neuen, 

großen Schulgebäude 

kostet viel Geld, was 

uns die Sache aber 

wert sein sollte.Da die || 
Schülerzahlen sinken, | 

genügen in den meisten 

Fällen Erweiterungen. 

Außerdem verschlingen 

viele kleine Schulen 

eine Menge mehr an Un- 

terhaltungskosten. 

* 
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- Kun zu den Versuchser- 

gebrssen, gebrıssen, gebrssen, die noch 

nicht einheitlich vor- 

liegen. Aber einzelne 

Ergebnisse liegen schon 

vor, denn es gibt ja 

immerhin in NRW 30 Ge- 

samtschulen, davon sind 

schon jetzt 6 mit Abi- 

turjahrgang, dort sieht 
man : 

% Leistung der 'Besser- 

en ist gleichgeblieben, 
% die der "Schwächeren' 

ist bessergeworden. 

%# Schulangst gesenkt. 

#* bessere Freizeit- 
möglichkeiten (größere 

Schule- mehr Anlagen) 

# Wechsel der Leist- 

ungsgruppen mehr nach 

oben als nach unten. 

%# Lernfreudigkeit- 

und Interesse geför- 
dert. 

%* Verhältnis zum Leh- 

rer besser. 

# Selbstbewußtsein 

gefördert. 
# Höhere Abschlüsse. 

%# Bessere Chancen- 

gleichheit. 

# Leistungsvermögen 

in 'Mathe', Englisch 

und Deutsch gesteigert. 

#* Kritikfähigkeit ge- 
steigert. 

%# Starker. Andrangzur 

IGS ( In Köln woliten 

1400 Elternpaare ihre 

Kinder auf 4165 bringen) 

"Spinnen die Studenten”

hieß das Thema einer Podi- 

umsdiskussion, zu der die 

Jungdemokraten eingeladen 
hatten. Der Saal im Hotel 

Esser war gut besetzt, 

Schüler und Studenten 

bildeten den größten Teil 

der Diskussionsteilnehmer,. 

Neben den aktuellen stu- 

dentischen Problemen 

(Hochschulrahmengesetz, 
Landeshochschulgesetz, 

Akademikerarbeitslosig- 

keit etc.) wurde auch 

das Problem angesprochen, 

warum sich Schüler und 

darunter insbesondere die 

"Studenten von morgen" 

so wenig mit den 

Studentenproblemen aus- 

einandersetzen, wo sie 

doch die Hauptleidtrag- 

enden der neuen Hochschul- 

gesetze sein werden. 

Der Bundestagsabgeordnete 

Dieter-Julius Cronenberg, 

die Landtagsabgeordnete 

Silke Gerigk-Groht und 

der Bundesvorsitzende des 

Liberalen Hochschuiver- 

bandes, Karl-Heinz Krems, 

führten dabei die po- 

Titische Enthaltsamkeit 

und den konservativen 

Trend an den Schulen 

im Wesentlichen auf den 

SS DIRIIIRINIIIINNARTTERDNNRIINNNNISTÄNN, 

Numerus Clausus und den aus 

ihm resultierenden An- 

passungsdruck zurück. 

Bedauerlich, 

daß nicht mehr angehende 

Abiturienten gekommen 

waren, wa sich aus erster 

Hand Tips und Information- 
en zu holen. So verlief 

die hochinteressante und 

informative Diskussion 

im Grundsatzbereich - 

"Student und Gesellschaft" 

standen in der Diskussion 

oben an. 

Wer aber an Tips und 

Informationen für Studien- 

anfänger interessiert ist, 
schreibe an: 

Martin Kunert 

5760 Arnsberg 2. 

Er oder sie erhält dann 

kostenlos die 

S\ 


